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B e k a n n t m a c h u n g 
der Stadt Übach-Palenberg 

 
 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen für die Wahl der Vertretung der Stadt 
Übach-Palenberg im Jahr 2014 
 
 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung - KWahlO - 
vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, 967), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 27. Juni 2011 (GV. 
NRW. S. 300, ber. S. 394) - SGV. NW. 1112 - fordere 
ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu 
verwenden, die vom Wahlleiter der Stadt  Übach-
Palenberg im Rathaus, Rathausplatz 4, 52531 Übach-
Palenberg, Zimmer Nr. B 3.06, während der allgemeinen 
Dienststunden (mo. - do.: 8.30 – 12.00 Uhr und 14.00 – 
16.00 Uhr, fr.: 8.30 – 12.00 Uhr) kostenlos abgegeben 
werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 
46b und 46d Abs. 1 bis 3 des Kommunalwahlgesetzes - 
KWahlG - in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 
70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 2011 
(GV.NRW.S. 238), - SGV.NRW. 1112 - und der §§ 25 
und 26 sowie der  §§ 75a und 75b KWahlO weise ich 
hin. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1 Allgemeines 
 
1.1   Wahlvorschläge können von politischen Parteien im 
 Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Partei
 en),von Gruppen von Wahlberechtigten (Wähler-
 gruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Ein
 zelbewerbern/Einzelbewerberinnen), von diesen 
 allerdings keine Reserveliste, eingereicht werden. 
 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer 
 Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur 
 benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder  Ver-
 treterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt 
 worden ist. Kommt eine derartige Versammlung 
 nicht zustande, so kann die Partei oder Wähler-
 gruppe ihre Bewerber/ Bewerberinnen in  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstel-
 len lassen. 
 
 Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der 
 Europäischen Union (Unionsbürger/ Unionsbürge-
 rinnen), die in Deutschland wohnen, sind unter den 
 gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. 
 
 Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertre-
 ter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlungen 
 sind in geheimer Wahl  zu wählen. Entsprechen
 des gilt für die Festlegung der Reihenfolge der 
 Bewerber/Bewerberinnen auf der Reserveliste und 
 für die Bestimmung eines Bewerbers/einer Bewer-
 berin als Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für 
 einen anderen Bewerber/eine andere Bewerberin. 
 Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusam-
 mentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlbe-
 rechtigt ist. 

 
 Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterver-
 sammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage 
 des Zusammentritts der zur Wahl der Vertre-
 ter/Vertreterinnen einberufenen Versammlung im 
 Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 
 
 Die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterver-
 sammlung und die Bewerber/Bewerberinnen sind 
 frühestens ab dem 42. Monat nach Beginn der 
 laufenden Wahlperiode - also ab dem 21. März 
 2013 -, die Bewerber/Bewerberinnen für die Wahl-
 bezirke frühestens nach der öffentlichen Bekannt
 gabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbe-
 zirke zu wählen.  
 
 Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe 
 hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Be-
 schluss einer Mitglieder- oder Vertreterversamm-
 lung Einspruch erheben. Auf einen solchen Ein-
 spruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr 
 Ergebnis ist endgültig. 
 
 Das Nähere über die Wahl der Vertreter/ Vertrete-
 rinnen für die Vertreterversammlung, über die Ein-
 berufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- 
 oder Vertreterversammlung sowie über das Ver-
 fahren für die Wahl des Bewerbers/ der Bewerbe-
 rin regeln die Parteien und Wählergruppen durch 
 ihre Satzungen.  
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 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl 
 der Bewerber/der Bewerberinnen mit Angaben 
 über Ort und Zeit der Versammlung, Form der 
 Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Ver-
 treter/Vertreterinnen oder Wahlberechtigten und 
 Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvor-
 schlag einzureichen.  

 
Hierbei haben der Leiter/die Leiterin der Versamm-
lung und zwei von diesem/dieser bestimmte Teil-
nehmer/ Teilnehmerinnen gegenüber dem Wahllei-
ter an Eides statt zu versichern, dass die Wahl der 
Bewerber/ Bewerberinnen für die Vertretung in ge-
heimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Re-
servelisten hat sich die Versicherung an Eides statt 
auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der 
Reihenfolge der Bewerber/Bewerberinnen und die 
Bestimmung der Ersatzbewerber/ Ersatzbewerbe-
rinnen in geheimer Abstimmung erfolgt sind. 
 
Die Beibringung einer Ausfertigung der Nieder-
schrift und der Versicherung an Eides statt bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vorausset-
zung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvor-
schlags. 

 
 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 

der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode 
nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertre-
tung, in der Vertretung des zuständigen Kreises, im 
Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus 
dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie ei-
nen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nach-
weist, dass sie einen nach demokratischen Grund-
sätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche Sat-
zung und ein Programm hat; dies gilt nicht für auf 
Landesebene organisierte Parteien, die die Unter-
lagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 
des Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahlaus-
schreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter 
eingereicht haben. 

 
Das Ministerium Für Inneres und Kommunales 
macht öffentlich bekannt, welche Parteien, die auf 
Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 
Satz 2 KWahlG dem Bundeswahlleiter die Unterla-
gen eingereicht haben und wo und bis zu welchem 
Zeitpunkt Anträge auf Bestätigung der ordnungs-
gemäßen Einreichung von Satzung und Programm 
von Parteien und Wählergruppen eingereicht wer-
den können. 

 
2. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
2.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 

dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO einge-
reicht werden. Er muss enthalten: 

 
-  den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 
 Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-
 schlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbe-

 werbern/ Einzelbewerberinnen können durch ein 
 Kennwort gekennzeichnet werden; 

 
- Familienname, Vorname, Beruf, Tag der Geburt, 
 Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 
 Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewer-
 berin; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 
 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienst-
 herr und die Beschäftigungsbehörde oder die 
 Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie 
 beschäftigt sind, anzugeben. 

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrif-
ten der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. 

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Lei-
tung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 
KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss 
mindestens ein Unterzeichner/eine Unterzeichnerin 
seine/ihre Unterschrift auf dem Wahlvorschlag 
selbst leisten. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Par-

teien und Wählergruppen müssen ferner von min-
destens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für 
den der Kandidat/die Kandidatin aufgestellt ist, per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; 
dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung 
ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unter-
zeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechti-
gung der Unterzeichner/der Unterzeichnerinnen 
bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vo-
raussetzung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis 
kann infolge von  Umständen, die der Wahlvor-
schlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht 
rechtzeitig erbracht werden.  

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von 

mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks 
unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf 
amtlichen Formblättern nach Anlage 14a zur 
KWahlO zu erbringen. 

 
 Dabei ist folgendes zu beachten: 

 
- Die Formblätter werden auf Anforderung vom 

Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforde-
rung sind der Name und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen das Kennwort, sowie 
Familienname, Vornamen und Wohnort des/der 
vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin anzu-
geben. Der Wahlleiter hat diese Angaben im 
Kopf der Formblätter zu vermerken. 

 
- Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag un-

terstützen, müssen dies auf dem Formblatt per-
sönlich und handschriftlich unterschreiben; die 
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Angaben zum Familiennamen, Vornamen, Tag 
der Geburt und zur Anschrift (Hauptwohnung) 
des Unterzeichners/der Unterzeichnerin sowie 
Tag der Unterzeichnung sind vom Unterzeich-
ner/von der Unterzeichnerin persönlich und 
handschriftlich auszufüllen. 

 
- Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist 

auf dem Formblatt oder gesondert eine Be-
scheinigung seiner Gemeinde nach dem Muster 
der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass 
er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
- Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf 

nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat je-
mand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, 
so ist seine/ihre Unterschrift auf allen Wahlvor-
schlägen ungültig; die gleichzeitige Unterzeich-
nung eines Wahlvorschlags für einen Wahlbe-
zirk und einer Reserveliste bleibt unberührt. 

 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den 
Bewerber/die Bewerberin ist zulässig.  

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der 
Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12a 
zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem 
Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 
11a zur KWahlO abgegeben werden. Die ord-
nungsgemäße Abgabe der Zustimmungser-
klärung bis zum Ablauf der Einreichungs-
frist ist Voraussetzung für die Abgabe eines 
gültigen Wahlvorschlags. 

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem 

Muster der Anlage 13 zur KWahlO; die Beschei-
nigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11a  zur KWahlO erteilt 
werden. 

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift 
über die Versammlung der Partei oder Wähler-
gruppe zur Aufstellung der Bewerber/der Be-
werberinnen mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG 
vorgeschriebenen Versicherungen an Eides 
statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, soweit ei-
ne Ausfertigung der Niederschrift und der Versi-
cherungen an Eides statt einem anderen Wahl-
vorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist (siehe 
auch Nr. 1.2 Abs. 9 und 10 dieser Bekanntma-
chung). 

 
- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 

13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine 
Bescheinigung über ihr Dienst- oder Beschäfti-
gungsverhältnis, falls der Wahlleiter/die Wahllei-
terin dies zur Behebung von Zweifeln für erfor-
derlich hält. 

 
 

3. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
3.1 Für die Reserveliste  können nur Bewerber / Be-

werberinnen benannt werden, die für eine Partei 
oder Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste 
muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Lei-
tung unterzeichnet sein. 

 
3.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 

11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss ent-
halten: 

 
-  den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste 
einreicht;   

- Familienname, Vorname, Beruf, Tag der Geburt, 
Geburtsort und Anschrift sowie Staatsangehö-
rigkeit der Bewerber/Bewerberinnen in erkenn-
barer Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitneh-
mern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch 
der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde 
oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt bei 
der sie beschäftigt sind, anzugeben. 

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, 
dass ein Bewerber/eine Bewerberin, unbeschadet 
der Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewer-
ber/Ersatzbewerberin für einen/eine im Wahlbezirk 
oder für einen/eine auf einer Reserveliste aufge-
stellten/aufgestellte Bewerber/ Bewerberin sein soll. 

 
 

3.3 Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reser-
veliste Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen 
im Wahlbezirk oder für einen/eine auf der Reserve-
liste aufgestellten anderen Bewerber/aufgestellte 
andere Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so 
muss die Reserveliste ferner enthalten: 

 
- den Familien- und Vornamen des/der zu erset-

zenden Bewerbers/Bewerberin; 
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der 

Reserveliste, in dem oder unter der der/die zu 
ersetzende Bewerber/Bewerberin aufgestellt ist. 

 
3.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von min-
destens 19 Wahlberechtigten  persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein. Die Unterschrif-
ten sind auf amtlichen Formblättern nach dem Mus-
ter der  Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei 
Anforderung der Formblätter ist der Name und ggf. 
die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe 
anzugeben. Für die Unterzeichnung gelten Nr. 2.3 
und Nr. 2.4 entsprechend.  

 
3.5 Nr. 2.5 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die 

Zustimmungserklärung der Bewerber/ der  Bewer-
berinnen auf der Reserveliste nach dem Muster der 
Anlage 11b oder einzeln nach dem Muster der An-
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lage 12b zur KWahlO abzugeben ist. Einer Be-
scheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit 
Bewerber/Bewerberinnen gleichzeitig für einen 
Wahlbezirk aufgestellt sind und die Bescheinigung 
dem Wahlbezirksvorschlag beigefügt ist. 

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl der Vertretung der 
Stadt Übach-Palenberg sind spätestens bis zum 48. 
Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist), beim 
Wahlleiter der Stadt Übach-Palenberg im Rathaus, Rat-
hausplatz 4, 52531 Übach-Palenberg, Zimmer Nr. B 
3.06 einzureichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge früh-
zeitig vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige 
Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, 
vorher noch behoben werden können. 
 
Auf die Bekanntmachung über die Abgrenzung der 
Wahlbezirke vom 26.09.2013 wird hingewiesen. 
 
 
 
Übach-Palenberg, den 30.09.13 
 
 
Stadt Übach-Palenberg 
Der Wahlleiter 
 
gez. 
Jungnitsch 

 
 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
der Stadt Übach-Palenberg  

 
 
45. Änderung des Flächennutzungsplanes Berichti-
gung des Flächennutzungsplanes gem. § 13 a Abs. 2 
BauGB im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 95 – 
Marienstraße – 1. Änderung 
hier:Schlussbekanntmachung 
 
 
Der Rat der Stadt Übach-Palenberg hat am 18.07.2013 
die Berichtigung des Flächennutzungsplanes im Bereich 
des Bebauungsplanes Nr. 95 – Marienstraße – 1. Ände-
rung gem. § 13 a Abs. 2 BauGB, in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548), zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
Die Berichtigung stellt einen redaktionellen Vorgang dar, 
auf den die Vorschriften über die Aufstellung von Bau-
leitplänen keine Anwendung finden. Sie erfolgt ohne 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, beinhaltet 
keinen Umweltbericht und bedarf nicht der Genehmi-
gung. 
 

Planabgrenzung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Berichtigung des Flächennutzungsplanes kann wäh-
rend der Dienstzeiten bei der Stadtverwaltung, Rathaus-
platz 4, 52531 Übach-Palenberg, im Fachbereich Stadt-
entwicklung, Ebene C 2, eingesehen und über deren 
Inhalt Auskunft verlangt werden. 
 
Dienstzeiten: 
 
montags bis freitags       8.30 Uhr  bis  12.00 Uhr 
montags bis donnerstags   14.00 Uhr  bis  16.00 Uhr 
sowie zusätzlich nach Absprache mit einem Mitarbeiter 
des Fachbereiches Stadtentwicklung. 
 
Hinweise 
 
1. Unbeachtlich sind gem. § 215 BauGB 
 1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 

beachtliche Verletzung der dort bezeichne-
ten Verfahrens- und Formvorschriften, 

 2. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Be-
kanntmachung der 45. Änderung des 
Flächenutzungsplanes Berichtigung gem. § 13 a 
Abs. 2 BauGB im Bereich des Bebauungsplanes 
Nr. 95 - Marienstraße- 1. Änderung schriftlich ge-
genüber der Stadt geltend gemacht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Man-
gel begründen soll, ist darzulegen. 

 
2. Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Ersten Teils des Ge-
setzes vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 498) in der 
z.Zt. gültigen Fassung, kann die Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung gegen die 45. Änderung des Flächen-
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nutzungsplanes Berichtigung gem. § 13 a Abs. 2 
BauGB im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 95 - 
Marienstraße- 1. Änderung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt 

b) die 45. Änderung des Flächennutzungsplanes Be-
richtigung gem. § 13 a Abs. 2 BauGB im Bereich 
des Bebauungsplanes Nr. 95 - Marienstraße- 1. 
Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Verfahrens- oder Formmangel ist gegenüber 
der Stadt Übach-Palenberg vorher gerügt und da-
bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Übach-Palenberg, dem 09.10.2013 
 
Stadt Übach-Palenberg  
Der Bürgermeister 
 
gez. 
Jungnitsch 

 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
der Stadt Übach-Palenberg 

 
 

Widerspruchsrecht nach § 18 Absatz 7 Melderechts-
rahmengesetz (MRRG) gegen die Datenübermittlung 
gemäß § 58 c Abs. 1 Soldatengesetz (SG) 
 
Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial 
über den freiwilligen Wehrdienst übermitteln die Melde-
behörden aufgrund § 58 c Abs. 1 SG im März 2014 dem 
Bundesamt für das Personalmanagement der Bundes-
wehr folgende Daten zu Personen mit deutscher Staats-
angehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden: 
 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. gegenwärtige Anschrift. 
 
Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn die Betroffenen 
ihr nach § 18 Abs. 7 MRRG widersprochen haben. 
 
Gemäß § 18 Abs. 7 Satz 1 MRRG weise ich durch diese 
öffentliche Bekanntmachung darauf hin, dass die Perso-
nen, die im Kalenderjahr 2014 das achtzehnte Lebens-
jahr vollenden, der Datenübermittlung im Rahmen des § 
58 c Abs. 1 SG widersprechen können. 
 
Der Widerspruch kann bis zum 15.01.2014 schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der Stadt Übach-Palenberg, 

Bürgerbüro, Rathausplatz 4, 52531 Übach-Palenberg 
eingelegt werden. 
Ein entsprechender Vordruck wird hierfür bereitgehalten.  
 
Für Rückfragen stehen die Mitarbeiter/-innen des Bür-
gerbüros telefonisch unter 02451/979-3329 zur Verfü-
gung. 
 
 
Übach-Palenberg, den 17.10.2013 
 
Stadt Übach-Palenberg 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
Jungnitsch 

 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
der Stadt Übach-Palenberg 

 
 
Widerspruchsrecht gegen Datenübermittlungen und 
Einwilligungsrecht für Datenübermittlungen 
 
Gemäß § 35 Absatz 6 des Meldegesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Meldegesetz NW -MG NW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16.09.1997 (GV. 
NW. S. 332, ber. S. 386), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 05.04.2005 (GV. NW. S. 263), weist das Bürgerbü-
ro darauf hin:  
 
1. In folgenden Fällen besteht das Recht, WIDER-

SPRUCH gegen die Weitergabe von Daten durch 
die Meldebehörde zu erheben:  

 
a) Übermittlung der Daten im Wege des automatisier-

ten Abrufs über das Internet 
(§ 34 Abs. 1b MG NW)  

 
b) Weitergabe von Daten an Parteien, Wählergruppen 

und andere Träger von Wahlvorschlägen im Zu-
sammenhang mit Parlaments- und Kommunalwah-
len (§ 35 Abs. 1 MG NW)  

 
c) Weitergabe von Daten an Antragsteller und Parteien 

im Zusammenhang mit Volksbegehren und Volks-
entscheiden sowie Bürgerentscheiden (§ 35 Abs. 2 
MG NW)  

 
2. In folgenden Fällen ist die Weitergabe von Daten 

durch die Meldebehörde nur mit ausdrücklicher 
EINWILLIGUNG der Betroffenen zulässig:  

 
a) Weitergabe von Daten über Alters- und Ehejubiläen 

an Mitglieder parlamentarischer oder kommunaler 
Vertretungskörperschaften sowie Presse und Rund-
funk (§ 35 Abs. 3 MG NW)  

 
b) Weitergabe von Daten an Adressbuchverlage zum 

Zweck der Veröffentlichung in gedruckten Adress-
büchern (§ 35 Abs. 4 MG NW)  
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Ziffer 1 und 2 beziehen sich gem. § 22 Melderechtsrah-
mengesetz (MRRG) und § 35 des Meldegesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (MG NW) auf eine Mel-
deregisterauskunft über folgende Daten:  
1.  Vor- und Familienname  
2.  Doktorgrad  
3.  Anschrift  
4.  bei Ehe- und Altersjubiläen zusätzlich Tag und Art 

des Jubiläums  
 
Betroffene, die von ihrem Widerspruchs- bzw. Einwilli-
gungsrecht Gebrauch machen wollen, werden hiermit 
gebeten, die entsprechende Erklärung schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Stadtverwaltung Übach-
Palenberg, Bürgerbüro, Rathausplatz 4, abzugeben.  
Ein entsprechender Vordruck wird hierfür bereitgehalten.  
 
Bei Personen unter 16 Jahren bedarf es der Unterschrift 
der/des Sorgeberechtigten.  
Der Widerspruch bzw. die Einwilligung bedürfen keiner 
Begründung und bleiben bis auf Widerruf gültig.  
 
Für Rückfragen stehen die Mitarbeiter/innen des Bür-
gerbüros telefonisch unter 02451/979-3329 zur Verfü-
gung. 
 
 
Übach-Palenberg, den 17.10.2013 
 
Stadt Übach-Palenberg  
Der Bürgermeister 
 
gez. 
Jungnitsch 

 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
der Stadt Übach-Palenberg 

 
 

Der nachstehende Entwurf der Haushaltssatzung 2014 
der Stadt Übach-Palenberg mit ihren Anlagen ist aufge-
stellt und wurde dem Rat in der Sitzung vom 17. Oktober 
2013 zugeleitet. Er liegt gemäß § 80 Abs. 3 GO NRW in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
9. April  2013, während der Dauer des Beratungsverfah-
rens bis zur abschließenden Beschlussfassung durch 
den Rat der Stadt Übach-Palenberg voraussichtlich am 
28. November 2013 jeweils montags bis freitags in der 
Zeit von 08.30 Uhr – 12.00 Uhr und montags bis don-
nerstags von 14.00 bis 16.00 Uhr in den Diensträumen 
des Bereichs Finanzen, Rathaus Zimmer C3.09  öffent-
lich zur Einsichtnahme aus. 
 
Gegen diesen Entwurf können Einwohner oder Abgabe-
pflichtige innerhalb der Frist von 14 Tagen nach Beginn 
der Auslegung Einwendungen erheben, über die der Rat 
der Stadt in öffentlicher Sitzung zu beschließen hat. 
Einwendungen sind zu richten an den Bürgermeister der 
Stadt Übach-Palenberg, Rathausplatz 4, 52531 Übach-
Palenberg. 

Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Übach-
Palenberg für das Haushaltsjahr 2014 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NW 1994 S. 666/SGV 
NW 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, wird fol-
gender Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Übach-
Palenberg für das Haushaltsjahr 2014 auf- und festge-
stellt: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der die 
für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen 
sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermäch-
tigungen enthält, wird 
 
• im Ergebnisplan 
- der Gesamtbetrag der Erträge auf  57.556.562,00 € 
- der Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  

 57.631.728,00 € 
• im Finanzplan 
- der Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit auf  51.833.581,00 € 
- der Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit auf  48.749.030,00 € 
- der Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investi-

tions- und Finanzierungstätigkeit auf   2.501.082,00 € 
- der Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investi-

tions- und Finanzierungstätigkeit auf   7.363.291,00 € 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im 
Haushaltsjahr 2014 für Investitionen erforderlich ist, wird 
auf 0,00 Euro festgesetzt. 

 
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künfti-
gen Jahren erforderlich ist, wird auf 2.725.660,00 Euro 
festgesetzt. 

 
§ 4 

 
Die Deckung des Betrages zum Ausgleich des Ergeb-
nisplans in Höhe von 75.166,00 Euro erfolgt durch Ver-
ringerung der allgemeinen Rücklage (Eigenkapital). 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
10.000.000,00 Euro festgesetzt. 
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§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden durch 
Hebesatzsatzung vom 29.11.2012 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A) auf  300 v. H. 
 
1.2 für die Grundstücke 

(Grundsteuer B) auf  550 v. H 
 
 

2. Gewerbesteuer auf  475 v. H. 
 
 

§ 7 
 
Nach dem Haushaltssanierungsplan wird der Haus-
haltsausgleich unter Einbeziehung der Konsolidierungs-
hilfe des Landes erstmals im Haushaltsjahr 2016 und 
von diesem Zeitpunkt an jährlich erreicht. Der Haus-
haltsausgleich ohne Konsolidierungshilfe wird im Haus-
haltsjahr 2021 erreicht. 
 
 

§8 
 
1.  Bildung von Budgets 
 Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung bilden die 

jeweiligen Produkte das Einzelbudget. Die Budget-
verantwortung obliegt den jeweiligen Produktver-
antwortlichen mit Ausnahme der zentralen Bewirt-
schaftungsregeln (vgl. 2.). Produkte einer/eines 
Produktverantwortlichen bilden unter Einhaltung der 
Zielsetzungen der Einzelbudgets ein Gesamtbud-
get. 

 
 Innerhalb der Einzel- und Gesamtbudgets gelten 
 alle Erträge/Einzahlungen und alle Aufwendun-
 gen/Auszahlungen sowie alle Verpflichtungserklä-
 rungen im Rahmen der Budgetverantwortung als 
 gegenseitig deckungsfähig. Die Gesamtsummen 
 bilden grundsätzlich die Obergrenze und sind für 
 die Haushaltsausführung verbindlich. 
 
 Es wird darüber hinaus bestimmt, dass bei einer 
 vorliegenden Zweckbindung Mehrerträge/- einzah-
 lungen die Ermächtigungen für die entsprechenden 
 Aufwendungen/Auszahlungen erhöhen. 
 Bei Mindererträgen/-einzahlungen vermindern sich 
 die entsprechenden Ermächtigungen für Aufwen-
 dungen/Auszahlungen. Gleichfalls dürfen zweckge-
 bundene Mehreinzahlungen bei investiven Maß-
 nahmen für Mehrauszahlungen verwendet werden. 
 
2.  Zentrale Bewirtschaftung 
 Ausgenommen von der Haushaltsbewirtschaftung 
 in den jeweiligen Budgets werden Personalauf-
 wendungen (hierfür wird produktübergreifend ein 
 Deckungsring bis zur Höhe der im Haushaltsplan 
 veranschlagten Personalaufwendungen gebildet), 

 zahlungsneutrale Konten für Sonderposten, Ab-
 schreibungen und interne Leistungsverrechnungen 
 (diese werden zentral in der Kämmerei veran-
 schlagt und bewirtschaftet sofern ausgewiesen) 
 und die Verfügungsmittel des Bürgermeisters (ge-
 mäß § 15 GemHVO NRW ist eine Überschreitung 
 des Ansatzes oder die Verbindung mit anderen 
 Budgetmitteln nicht zulässig). 
 
3. Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-
 dungen und Auszahlungen 
 Überplanmäßige Aufwendungen und Auszahlun-
 gen im Sinne des § 83 Gemeindeordnung für das 
 Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gelten als 
 unerheblich, wenn sie im Einzelfall den jeweiligen 
 Ansatz (incl. Ermächtigungsübertragungen aus 
 Vorjahren gem. § 22 GemHVO, Veränderungen 
 durch eine Nachtragssatzung gem. § 81 GO, Ver-
 änderungen im Rahmen der Deckungsfähigkeit 
 und Mehraufwendungen/-auszahlungen aus Mehr-
 erträgen/-einzahlungen) um weniger als 15.000,00 
 € übersteigen. Gleiches gilt für außerplanmäßige 
 Aufwendungen und Auszahlungen. 
 
 Erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwen-
 dungen und Auszahlungen bedürfen der vorhe-
 rigen Zustimmung des Stadtrates. Unerhebliche 
 über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
 Auszahlungen bedürfen der vorherigen Zustim-
 mung des Bürgermeisters oder des Kämmerers; 
 im Übrigen sind sie dem Rat zur Kenntnis zu 
 bringen. 
 
4. Sperrvermerk bei Zweckbindung 
 Haushaltsansätze und Verpflichtungsermächtigun-
 gen für Maßnahmen, für die Zuweisungen des 
 Bundes, des Landes oder des Kreises zur Finan-
 zierung haushaltsrechtlich vorgesehen sind, dürfen 
 erst nach Vorliegen der jeweiligen Bewilligungsbe-
 scheide in Anspruch genommen werden. 
 
Übach-Palenberg, den 18.10.2013 
 
Stadt Übach-Palenberg 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
Jungnitsch 
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